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KEINE KINDESWOHLGEFÄHRDUNG

rechtswidrigkeit einer inobhutnahme  
eines Kindes mit behinderungen
| Das Verwaltungsgericht (VG) Göttingen hat auf Antrag eines Vaters festgestellt: Die Inob-
hutnahme eines (damals) elfjährigen Kindes im Jahr 2020 war rechtswidrig. |

Kind mit multiplen Störungen, eltern in trennung
Das heute 14-jährige Kind leidet u.a. an Störungen des Sozialverhaltens, Entwicklungsstörun-
gen und unterdurchschnittlichen Lern- und Leistungsmöglichkeiten. Seit dem Jahr 2019 ist ihm 
Pflegegrad 3 und ein Grad der Behinderung von 50 zuerkannt. Seit November 2022 liegt der 
Grad der Behinderung bei 70. Die Eltern des Kindes trennten sich in den Jahren 2018/2019 und 
streiten seitdem um das Sorge- und Umgangsrecht. Dem Vater wurden mit Beschluss des AG 
vom Juli 2020 wesentliche Teile des Personensorgerechts entzogen, nämlich das Aufenthalts-
bestimmungsrecht, die Gesundheitssorge und das Recht, Jugendhilfeanträge zu stellen. Diese 
Rechte wurden allein der Mutter übertragen. Im September 2020 stand dem Vater zeitweise 
kein Umgangsrecht zu. Im Oktober 2022 übertrug ein anderes AG den Eltern die Gesundheits-
sorge wieder gemeinsam.

mehrere hilfsmaßnahmen für das Kind
Seit 2017 bewilligte die Stadt Göttingen (Beklagte) immer wieder Hilfen nach dem Kinder- und 
Jugendhilferecht (Tagesgruppe, Heimerziehung, Schulbegleitung). Anfang September 2020 
nahm sie das Kind mit Einverständnis der Mutter in Obhut. Die Inobhutnahme ist eine vorläufige 
Maßnahme zum Schutz von Kindern und Jugendlichen – eine sozialpädagogische Kriseninter-
vention. Sie beinhaltet eine vorübergehende Schutzgewährung sowie eine weiterführende Klä-
rungshilfe. Mit Bescheiden vom November 2020 gewährte die Beklagte für das Kind Hilfe zur 
Erziehung in Form der Heimerziehung – nach dem Wortlaut der Bescheide rückwirkend auf den 
Tag der Inobhutnahme. Mitte August 2022 wurde diese Hilfe beendet. Nach kurzer Unterbre-
chung folgten weitere Hilfen.

Mit seiner im April 2022 erhobenen Klage wollte der Vater des Kindes (Kläger) insbesondere 
festgestellt wissen, dass die damalige Inobhutnahme rechtswidrig war. Diesem Antrag folgte 
die Kammer.

inobhutnahme war nicht erforderlich
Die Inobhutnahme war nicht erforderlich, so das AG nun. Die Erforderlichkeit sei nur gegeben, 
wenn allein die Inobhutnahme das Kindeswohl sichern könne und andere, weniger einschnei-
dende Maßnahmen nicht zur Verfügung stünden.

Vorliegend hätte es für eine Fremdunterbringung keiner Inobhutnahme bedurft. Denn die  
Kindesmutter, die das alleinige Aufenthaltsbestimmungsrecht und auch das Recht, Jugendhil-
feanträge zu stellen sowie die Gesundheitssorge innehatte, sei mit einer Fremdunterbringung 
einverstanden gewesen. Die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Inobhutnahme vom Septem-
ber 2020 habe keine unmittelbaren Konsequenzen für die anschließend getroffenen und in  
Zukunft noch zu treffenden Entscheidungen über weitere Hilfeleistungen.

Quelle | VG Göttingen, Urteil vom 24.8.2023, 2 A 107/22, PM vom 4.9.2023
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BUNDESSOZIALGERICHT

eltern können „elterngeld Plus“  
auch bei längerer arbeitslosigkeit beanspruchen
| „Elterngeld Plus“ kann auch beansprucht werden, wenn ein Elternteil während der Part-
nerschaftsbonusmonate für längere Zeit erkrankt und keine Lohnfortzahlung mehr erhält. 
Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) jetzt entschieden. |

Anspruch auf zusätzliche vier Monate „Elterngeld Plus“ als Partnerschaftsbonus haben Eltern 
nur, wenn beide Elternteile ihr Kind betreuen und gleichzeitig zwischen 25 und 30 Wochenstun-
den erwerbstätig sind. Während einer Arbeitsunfähigkeit besteht die Erwerbstätigkeit nach den 
Richtlinien des Bundesfamilienministeriums zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) nur bis zum Ende der Lohnfortzahlung weiter.

Der Kläger war kurz nach Beginn der Partnerschaftsbonusmonate erkrankt und über das Ende 
der Lohnfortzahlung hinaus arbeitsunfähig. Daher hatte die Elterngeldstelle die Leistungsbe-
willigung aufgehoben und das „Elterngeld Plus“ für die vollen vier Monate vom Kläger zurück-
gefordert. Die Aufhebung und Rückforderung erfolgten zu Unrecht.

Das BSG: Eltern sind auch dann „erwerbstätig“, wenn sie ihre auf die vorgeschriebene Zahl an 
Wochenstunden festgelegte Tätigkeit während einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit  
tatsächlich nicht ausüben können, jedoch das Arbeitsverhältnis fortbesteht und die konkrete 
Tätigkeit voraussichtlich wieder aufgenommen werden wird. Eine andere Auslegung des BEEG 
widerspricht dem Ziel des „Elterngeld Plus“, die partnerschaftliche Betreuung des Kindes bei 
gleichzeitiger Teilzeittätigkeit beider Eltern wirtschaftlich abzusichern.

Quelle | BSG, Urteil vom 7.9.2023, B 10 EG 2/22 R PM 29/23

INFEKTIONSSCHUTZ

masernimpfung bei Schulkindern ist Pflicht
| Das Verwaltungsgericht (VG) Minden hat zwei Eilanträge abgelehnt, mit der sich die Eltern 
gegen infektionsschutzrechtliche Verfügungen des Kreises Gütersloh gerichtet hatten. |

Die Eltern haben zwei schulpflichtige Kinder. Der Kreis Gütersloh forderte sie mit zwei Beschei-
den auf, bis zum 29.9.2023 nachzuweisen, dass für ihre Kinder ein ausreichender Impfschutz 
gegen Masern bestehe oder die Kinder aus medizinischen Gründen nicht gegen Masern geimpft 
werden können. Für den Fall, dass den Aufforderungen nicht nachgekommen werde, drohte der 
Kreis den Eltern ein Zwangsgeld in Höhe von 250 Euro an.

Die Eltern, die keinen entsprechenden Nachweis vorgelegt hatten, meinten, bei den Anordnun-
gen handle es sich um eine unzulässige Impfpflicht ihrer Kinder. Ihre Eilanträge blieben erfolg-
los. Die Bescheide, so das VG, seien bei summarischer Prüfung rechtmäßig. Rechtsgrundlage 
sei das Infektionsschutzgesetz (hier: § 20 Abs. 12 S. 1, Abs. 13 S. 1 IfSG), dessen Voraussetzungen 
erfüllt seien. Die vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aufgestellten Kriterien zur Masern-
impfung u.a. bei Kindergartenkindern seien auf den vorliegenden Fall im Wesentlichen über-
tragbar. Die Eingriffe in das Recht der Eltern auf Gesundheitssorge sowie der Regelung der 
Erziehung und das Recht auf körperliche Unversehrtheit der Kinder seien gerechtfertigt, da die 
Masernimpfung den überragend gewichtigen Rechtsgütern des Grundrechts auf Leben und der 
körperlichen Unversehrtheit einer Vielzahl von Personen diene.
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BESTATTUNG

Streit um Grabstätte der eltern:  
Generalvollmacht gibt alleiniges recht zur totenfürsorge
| Wer von seinen Eltern für den Fall, dass diese versterben, mit der Bestattung beauftragt 
wird, erlangt im Zweifel dadurch ein umfassendes Recht zur Totenfürsorge. Dies betrifft auch 
die Frage, wo die Eltern ihre letzte Ruhestätte finden sollen. Weitere Geschwister sind dann 
von dieser Entscheidung ausgeschlossen. Das hat das Landgericht (LG) Frankenthal in einem 
aktuellen Rechtsstreit zwischen zwei Brüdern entschieden, die darüber streiten, wo die  
Urnen ihrer Eltern beigesetzt sein sollen. |

ein Sohn bekam auftrag, bestattung durchzuführen
Der Fall betraf ein Elternpaar aus Ludwigshafen mit rumänischen Wurzeln. Sie hatten einem 
ihrer beiden Söhne zu Lebzeiten eine notarielle Generalvollmacht erteilt, die auch über den Tod 
hinaus wirken sollte. Diese enthielt unter anderem den Auftrag an den Sohn, die Bestattung 
durchzuführen. Nach dem Tod der Eltern ließ dieser die beiden Urnen in einem Gräberfeld in 
Rumänien beisetzen.

anderer Sohn war mit durchführung nicht einverstanden
Damit war der andere Sohn nicht einverstanden und behauptet, dies habe nicht dem Willen der 
Eltern entsprochen. Er beantragte, den Bruder zu verurteilen, die Urnen nach Deutschland  
umzubetten.

Das Landgericht (LG) sah keinen Anspruch des nicht bevollmächtigten Bruders, auf die letzte 
Ruhestätte seiner Eltern Einfluss zu nehmen. Durch die Generalvollmacht sei dieses Recht aus-
schließlich nur einem der beiden Brüder übertragen worden. Nach Auffassung des LG regelt 
diese Vollmacht nicht nur die Frage der Bestattungskosten. Dem beauftragten Sohn sei viel-
mehr ein umfassendes Recht zur Totenfürsorge übertragen – er könne also auch bestimmen, 
wo das Grab liegen und wie es aussehen solle. Demgegenüber sei der nicht berechtigte Bruder 
von jedem Einfluss und jeglicher Kontrolle ausgeschlossen. Das sei nur ausnahmsweise  
anders, wo die gewählte Form der Beisetzung als Verstoß gegen das allgemeine Sittlichkeits- 
und Pietätsempfinden aufgefasst werden könne oder etwa die Grabinschrift bestimmte Angehö-
rige herabwürdige. Das sei hier nicht der Fall.

Auch war das LG nicht davon überzeugt, dass die Wahl des Bestattungsortes gegen den Willen 
der Verstorbenen verstoße. Vielmehr bestünden erhebliche Zweifel daran, ob das verstorbene 
Elternpaar tatsächlich in Ludwigshafen und nicht in Rumänien habe beigesetzt werden wollen. 
Zudem stelle jede Umbettung eine Störung der Totenruhe dar, die in Deutschland besonders 
geschützt und deshalb nur ausnahmsweise zulässig sei.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

Quelle | LG Frankenthal, Urteil vom 26.5.2023, 8 O 282/22, PM vom 29.8.2023

Zwar könnten die Eltern – anders als etwa bei Kindergartenkindern – einer Immunisierung  
ihrer Kinder so nicht ausweichen. Dabei sei aber zum einen zu berücksichtigen, dass eine  
Impfung nach den auch vom BVerfG nicht in Zweifel gezogenen medizinischen Standards als 
dem Kindeswohl dienlich zu betrachten sei. Ferner hätten die Eltern aufgrund der Schulpflicht 
– anders als im Fall eines betroffenen Kindergartenkindes – nicht mit einem Betreuungsverbot 
zu rechnen.

Quelle | VG Minden, Beschlüsse vom 6.11.2023, 7 L 882/23 und 7 L 883/23, PM vom 7.11.2023


